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Deutsche Compliance Konferenz 2025:
Aus der Praxis für die Praxis
„Unsere Konferenz hat den Anspruch, aus der Praxis für die Praxis zu sein. Dazu müssen wir miteinander reden,
uns austauschen, voneinander lernen. Das ist Ihre Konferenz, machen Sie was draus“, appellierte Jörg Bielefeld,
Partner Addleshaw Goddard (Germany) LLP, in seiner Begrüßung zur Deutschen Compliance Konferenz 2025
an die Tagungsteilnehmer. Ideale Voraussetzungen das Beste aus der Konferenz zu machen, lieferten die
Impulse aus 15 Fachbeiträgen und vier hochkarätig besetzten Diskussionsrunden am 13. und 14. Mai in
Frankfurt a. M.

Die Tagung wartete auch in diesem Jahr erneut mit vier Themen-
schwerpunkten auf: Compliance nach der Bundestagswahl, Daten-
sicherheit, Compliance im Vertrieb sowie ESG undWhistleblowing. Die
erste Einordnung in die veränderten Voraussetzungen nach dem
Regierungswechsel in Deutschland lieferte Moderator Jörg Bielefeld
in seinem Vortrag zum Konferenzauftakt. „Wer könnte schon ‚Nein‘
sagen, wenn gute Gesetze und ein One-Stop-Shop für Gründer ver-
sprochen werden im Koalitionsvertrag“, wies er auf eins der Kern-
themen des 140-seitigen Papiers hin: den Bürokratieabbau. Rund um
dieses Thema hängen sich auch die für Compliance interessanten
Themen im Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD auf: Es soll
jährlich ein Bürokratie-Rückbaugesetz geben. Sogar eine „Meldestelle
für Bürokratiewahnsinn“, wie Bielefeld sie nannte, soll eingeführt
werden. Projekte, die einst von der schwarz-roten Regierungskoalition
vorangetrieben worden waren, bevor die Ampel-Regierung übernahm,
fehlten indes. Bielefeld sprach damit unter anderem das Verbands-
sanktionengesetz als Unternehmensstrafrecht an.
In der anschließenden Keynote „Ein Bild von einem Strafverfahren –

Compliance als wichtigste Verteidigungslinie“, griff Prof. Dr. Matthias
Jahn, Richter am Oberlandesgericht Frankfurt a.M., dieses Thema auf:
„Die persönliche strafrechtliche Verantwortung von Vorständen wird
wieder mehr fokussiert mangels Anhaltspunkten zum Unternehmens-
straftrecht im neuen Koalitionsvertrag.“ Es komme also auf die Per-
sonen – auf die Vorstände von Unternehmen – an und damit auch auf
Emotionen. Was oft – befeuert durch die Berichterstattung der Boule-
vardpresse – bleibe, sei die Wahrnehmung des Verhaltens von Vor-
ständen. „In einer Phase entfesselter Empörungsdynamik hat der
Skandal seinen festen Platz in der Repräsentation des Falls in den
Massemedien. Die Digitalgesellschaft kann zwar ein Recht auf Ver-
gessenwerden installieren. Sie hat aber Probleme damit, zu vergessen.
Die Vermeidung der Hauptverhandlung kann damit essentiell werden“,
resümierte Jahn. Bei einemEinspruch gegen einenStrafbefehl werde die
Sache dagegen öffentlich – und dann beginne der Kampf um die
Bilder.
Den Themenkomplex „Datensicherheit“ eröffneteProf. Dr.Dennis-Kenji
Kipker, Forschungsdirektor, cyberintelligence.institute. Cyberrisiken
seien als existenzielle Risiken kein Einzelfall. Doch wie könne die
Ernsthaftigkeit des Themas der Geschäftsleitung klargemacht werden,

brachte Kipker ein Problem auf den Punkt, mit dem Compliance-
Verantwortliche auch in anderen Bereichen zu kämpfen haben, denn
„ohne ein entsprechendes Budget gibt es kein Cybersecurity-Manage-
ment“. Mittlerweile sei die Lage zwar besser durch die neue EU-
Regulierung, doch „eigentlich ist Cybersecurity ein Thema von gestern.
Wir müssen es heute in ein viel größeres Bild einer ganzheitlichen
digitalen Resilienzstrategie einordnen“, so Kipker. NIS2 setze immerhin
mit einheitlichenSchwellenwerteneuropäischeStandards.Kipkerwarn-
te jedoch davor, sich angesichts NIS2 „verrückt machen zu lassen von
schwarzen Schafen“, die Panik verbreiten und eine angebliche ‚Plug-
and-play-Cybersecurity‘ anbieten, die einUnternehmen vonderHaftung
befreie. „Die gibt es nicht! Die zentrale Frage ist: Welcher Sorgfalts-
maßstab gilt? Es kann keine hundertprozentige Cybersecurity geben
und das verlangt auch das Gesetz nicht.“
Eileen Müller, Legal Compliance Expert, Eticor GmbH, wies in ihrem
Vortrag „Zwischen Innovation und Regulierung: KI-VO trifft Daten-
schutz – neue Anforderungen an Compliance und organisatorische
Verantwortung“ darauf hin, dass DSGVO und KI-Verordnung nebenein-
ander gelten: „KI lebt von Daten und wenn sie mit personenbezogenen
Daten gefüttert wird, muss der Datenschutz beachtet werden.“ Die
Datenverarbeitung bedürfe dann generell einer Rechtsgrundlage, also
im Zweifel der Einwilligung des Betroffenen. Das Recht auf Auskunft,
Löschung und Berichtigung der Daten gelte auch für KI-Systeme. Es
sollten darum nach Möglichkeit keine personenbezogenen Daten in KI-
Systeme eingegeben bzw. anonymisiert werden.
Praktische Tipps zu NIS2- und Cyber-Schutzpflichten gab Stefan Becker
vom Bundesamt für Sicherheit in der Informationsttechnik (BSI). Bei
NIS2werde sich das ein oder andere noch ändern, aber es sei klar, dass
das Gesetz komme, vermutlich noch dieses Jahr. „Doch alles was in
NIS2 vorgeschrieben wird, sollten Sie sowieso machen“, forderte
Becker die Tagungsteilnehmer auf. Es sei eine gute Idee für alle
betroffenen Unternehmen, die ZAC (Zentrale Ansprechstelle Cyber-
crime) in deren jeweiligem Bundesland vorab schon anzusprechen.
„Denn wenn erst etwas passiert ist, haben Sie den totalen ‚Hühner-
haufen‘ im Haus. Dann hilft es, wenn man sich schon vorher aus-
getauscht hat und kennt.“ Becker riet außerdem zur Vernetzung unter-
einander: „Das hier ist schon eine super Möglichkeit“, so Becker mit
Blick auf die Deutsche Compliance Konferenz 2025.
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Den zweiten Konferenztag eröffnete Erster Oberstaatsanwalt Karsten
Wegerich, Leiter der Wirtschafts- und Steuerabteilungen der Staatsan-
waltschaft Hamburg,mit seinemVortrag „Wasmacht ‚guteCompliance‘
im Vertrieb aus Sicht der Staatsanwaltschaft aus?“ Er räumte ein, dass
die Verfolgung von Compliance-Vorfällen sehr unterschiedlich gehand-
habt werde: „Ob§§ 30, 130OWiG angewendet werden, hängt auch von
der Behördenkultur ab. Manchmal verschwindet die Anwendung wie-
der, wenn ein Kollege, der das vorangetrieben hat, in den Ruhestand
geht.“ Trotzdem sei es immer eine sinnvolle Compliance-Maßnahme,
Grundsätze undMaßnahmen einzuführen, die auf die Sicherstellung des
regelkonformen Verhaltens abzielen: „Ein Compliance-Management-
System! Es gibt nicht das eine richtige System, sondern esmuss an den
Unternehmensspezifika ausgerichtet werden“, erklärte Wegerich. Das
Compliance-Management-System müsse auf typische Risiken des
Unternehmens eingehen, unter anderem: Welche Auslandsbezüge gibt
es?Welche Verdachtsfälle gab es vielleicht schon in der Vergangenheit?
Letztlich gehe es auch um die Unternehmenskultur: „Wenn die Ge-
schäftsleitung erheblichen Druck auf den Vertrieb ausübt, dann fördert
das natürlich Korruption.“
Dr. Lars Kutzner, Partner Osborne Clarke referierte zu „Antikorruption
und Incentives für ‚Vertriebler‘ – Fallstricke für Compliance“ und
fragte: „Ist Antikorruption nicht längst kalter Kaffee?“ Diese Annahme
widerlegte er selbst mit einem Blick auf die Anti-korruptions-Skala von
Transparency International, auf der Deutschland immer weiter ab-
rutsche. „Auch international ist das ein wichtiges Thema“, erinnerte
Kutzner an den Richtlinienvorschlag der Kommission zur strafrecht-
lichen Bekämpfung von Korruption. „Hier sind 5 Prozent des Gesamt-
jahresumsatzes als Buße vorgesehen. Es wird sich zeigen, welche
Bedeutung das für die Umsetzung in Deutschland hat und ob daraus
z.B. ein neuer Tatbestand im StGB resultiert.“ Denn die deutschen
OWiG-Tatbestände würden nicht mehr reichen, um diese Sanktionie-
rungen durchzusetzen.
Kristina Konrad, Compliance-Beauftragte, Gleichbehandlungsbeauf-
tragte (EnWG), Hamburger Energienetze GmbH erläuterte die „Com-
pliance-Anforderungen kommunaler Unternehmen aus Inhouse-Per-
spektive: Was Geschäftspartner aus der freien Wirtschaft wissen
müssen“. Ihre Bezeichnung als Gleichbehandlungsbeauftragte habe
nichts mit Gleichstellung zu tun, „sondern mit speziellen Anforderun-
gen an einen monopolistischen Verteiler wie uns, also eine spezielle
energierechtliche Compliance“. Konrad hob hervor, dass für alle
Unternehmen der Freien und Hansestadt Hamburg und der HGV
Hamburger Gesellschaft für Vermögens- und Beteiligungsmanage-
ment mbH ein Compliance-Management-System gelte. Die Heraus-
forderungen hierbei seien zum einen ein sehr heterogenes Feld der
Beteiligungsunternehmen und zum anderen die sich schnell verän-
dernden regulatorischen Voraussetzungen und politisch unsichere
Zeiten, denen auch die Kommunen ausgesetzt seien. Um das zu
bewältigen, greife die Stadt auf ein Compliance-Netzwerk als mitt-
lerweile fest etablierte Austausch- und Arbeitsplattform zwischen den
Compliance-Beauftragten der Beteiligungsunternehmen zurück.
Alexander Schmid, Partner Addleshaw Goddard (Germany) LLP, und
Norbert Tutsch, Inhaber Norbert Tutsch Consulting, sprachen zum
Thema „Sanktionscompliance: Stolpersteine im Tagesgeschäft“.
Tutsch, der als Zollinspektor und auch in verschiedenen Unternehmen
in den Zollabteilungen tätig war, bereicherte den Vortrag mit zahl-
reichen Praxisbeispielen. Bereits ein Vertragsabschluss könne sank-
tioniert sein – gerade nach den Russlandsanktionen, warnten Schmid
und Tutsch. Eines der Hauptgefahrenfelder unternehmerischer Export-
und Sanktionscompliance sei die Tarifierung. Es könne dann zu

verschiedenen Verstößen kommen, die von unterschiedlichen Behör-
den geahndet werden, nur weil eine falsche Tarifierung vorgenommen
wurde.
„Welche gesetzlichen Vorgaben müssen Unternehmen erfüllen, wenn
sie mit den Aussagen ‚klimaneutral‘, ‚umweltfreundlich‘ und
‚CO2-kompensiert‘ werben wollen?“ Hierzu sorgte Dr. Christoph Pal-
me, Consultant, SAT GmbH & Co. KG, für Aufklärung. Es sei eine neue
EU-Richtlinie geplant mit Geltung nur für den B2C-Bereich – „also eine
Art spezieller Verbraucherschutz“, so Palme. „Wenn das so kommt,
wird es eine ziemliche Revolution im Bereich der freiwilligen Labels.“
Ab 2027 müssten Umweltzeichen, bevor Unternehmen damit an den
Markt gehen, von einer unabhängigen Stelle überprüft werden.
Dr. Dietmar Deffert, Group Director Integrity & Compliance, TUI AG,
sprach über die Praxiserfahrungen in seinem Unternehmen nach fast
zwei Jahren Hinweisgeberschutzgesetz und Meldestellen-Handling.
„Wir führen als Compliance-Abteilung selbst die komplette Kommu-
nikation mit dem Hinweisgeber, aber die Fallbearbeitung geht in den
Bereich, der betroffen ist“, erläuterte Deffert. Bei einem Großteil der
Meldungen sei dies die HR-Abteilung. Eine Art schnelle Eingreiftruppe,
das „Group Fraud Audit“, untersuche gemeldete Fälle direkt vor Ort.
Bei vielen anderen Unternehmen seien Meldestelle und Untersuchung
in einer Hand bei der Compliance-Abteilung angesiedelt. „Das ist nicht
gut, denn wir verstehen uns als Berater und wollen, dass die Hinweis-
geber Vertrauen zu uns haben. Wenn wir dann auf einmal die Unter-
suchung leiten, geht dieses Vertrauen verloren.“
Dr. Timo Handel, Counsel Addleshaw Goddard(Germany) LLP, und
Marijke van der Most, Partner, Addleshaw Goddard (Germany) LLP,
nahmen die Fallstricke und Best Practices zwischen Meldung und
Maßnahme unter die Lupe. Sie wiesen darauf hin, dass der Hinweis-
geberschutz zwei Seiten habe: Die Compliance, die sich überlegt, wie
sie den Verstoß aufklären und abstellen kann. Und HR, die den
„Schuldigen“ womöglich aus dem Unternehmen entfernen will. „Die
Herangehensweisen, um diese Probleme zu lösen, sind sehr unter-
schiedlich und die Sichtweisen gehen da häufig komplett auseinan-
der“, erklärte van der Most. Die außerordentliche Kündigung sei das
schärfste Schwert, „das wir aber ziehen können müssen. Und darum
wollen wir alles tun, uns den Weg dahin nicht zu verbauen“. Deshalb
sollte z.B. der Personalleiter, wenn er zu Kündigungen berechtigt ist,
nicht die Meldestelle besetzen. Denn das würde die Frist für die
Kündigung unter Umständen verkürzen.
Sebastian Rünz, CSR-Manager, Leiter Industriegruppe ESG, Taylor
Wessing, referierte zum aktuellen Stand von CSDDD sowie LkSG und
wies auf das „Stop-the-Clock-Proposal“ zur CSDDD hin. Welchen
Effekt das Omnibus-Paket, mit dem die EU-Kommission die Bürokratie
zurückfahren will, am Ende auch auf das LkSG haben könnte, dazu
lesen Sie einen ausführlichen Beitrag von Sebastian Rünz und Dr. Jan
Busse in CB 2025, 221.
Den Rahmen der Konferenz schloss Bielefeldmit Ergebnissen aus der
Studie „Redefining Compliance: Shaping Culture, Driving Change“. Sie
beschäftigt sich mit der Frage, wie Unternehmen aus Compliance-
Perspektive mit den immer komplexeren Herausforderungen der
Regulatorik, Digitalisierung und den gestiegenen ethischen Erwartun-
gen der Stakeholder umgehen können. Die Studie mache deutlich,
dass die Compliance-Bereiche zwar an Bedeutung gewonnen haben,
aber intern weiterhin Widerständen und Klischees begegnen. Einen
Beitrag von Jörg Bielefeld zu den Ergebnissen dieser Studie lesen Sie in
CB 2025, 189.

Christina Kahlen-Pappas




